
einen Teil seiner Getreidevorräte versteckt und damit 
vor der Gemeindebehörde verheimlicht hat, hat er 
dieser Behörde allerdings wahrheitswidrig vorge­
spiegelt, daß er eine völlig unzulängliche Ernte gehabt 
habe, und hat durch diese Täuschung die Zuteilung 
von mehr als einem halben Zentner Brotgetreide und 
nahezu drei Doppelzentnern Saatgetreide, mithin eine 
ihm nicht rechtmäßig zustehende Bezugsberechtigung, 
erschlichen. Damit ist der Tatbestand der Erschlei­
chung einer Bezugsberechtigung im Sinne der ange­
zogenen Gesetzesbestimmung erfüllt. Das Verhalten 
des Angeklagten begründet jedoch nicht nur den 
Tatbestand dieser Gesetzesbestimmung, sondern ent­
hält zugleich alle Tatbestandsmerkmale des Betruges 
(§ 263 StGB). Denn er hat in der Absicht, sich einen 
Vermögensvorteil (nämlich Saat- und Brotgetreide) 
zu verschaffen, in dem zuständigen Beamten den 
Irrtum erregt, daß er eine unzureichende Ernte ge­
habt habe, und hat ihn dadurch veranlaßt, ihm Ge­
treide zuzuteilen, also zu einer Vermögensverfügung, 
durch die das Vermögen der Gemeinde um den Wert 
dieser Zuteilung geschädigt worden ist. Es ist zuzu­
geben, daß diese Beurteilung der Tat des Angeklagten 
im Widerspruch zu der Anschauungsweise steht, wie 
sie in der Nazizeit galt und auch vom ehemaligen 
Reichsgericht vertreten worden ist. Denn nach dieser 
Auffassung spiegelt derjenige, der eine Bezugsberech­
tigung erschleicht, zwar falsche Tatsachen vor, erregt 
auch einen Irrtum, führt dadurch eine Vermögens­
verfügung, nämlich die öffentlich-rechtliche Gestat­
tung bestimmter Bezugsgeschäfte herbei; er schädigt 
dadurch aber das Vermögen des Wirtschafts- oder 
Ernährungsamts höchstens um den rechtlich nicht in 
Betracht kommenden Papierwert des ausgehändigten 
Vordrucks, so daß aus diesem Grunde wegen Mangels 
einer Vermögensschädigung die Strafbestimmung 
des § 263 StGB nicht für anwendbar erachtet wurde. 
(Vgl. Peren-Schneider-Rietzsch, Strafrecht der Ver­
brauchsregelung, S. 66.) Eben aus dieser Erwägung 
heraus ist die Strafbestimmung des § 1 Nr. 2 der 
VerbrauchsregelungsstrafVO geschaffen worden, da 
das Strafrecht sonst eine „Lücke“ aufweisen würde.

Diese Anschauungsweise, die einem reinen Geld­
denken der kapitalistischen Nazizeit entspricht, 
steht jedoch mit dem heutigen Rechtsdenken nicht 
in Einklang und kann nicht gebilligt werden. Der 
Senat hat bereits in seiner Entscheidung vom 20. Sep­
tember 1947 (1 Ss 250/47) ausgesprochen, daß durch 
das unbefugte Erschleichen einer Bezugsberechtigung 
der zuständige Kommunal verband um den Wert ge­
schädigt wird, den die Verfügungsbefugnis über die 
auf die Bezugsberechtigung zuzuteilenden Nahrungs­
mittel oder Gebrauchsgüter darstellt. In Mangelzeiten 
(Zeiten des Geldüberhanges und der Rationierung) 
erschöpft sich der Wert eines Gebrauchsgutes nicht 
in reinem Geldwert, wie dieser durch den behörd­
lichen normierten Preis der Ware ausgedrückt wird, 
sondern geht wesentlich darüber hinaus (darum eben 
die Rationierung!). Es kann bei vernünftiger Betrach­
tung keinem Zweifel unterliegen, daß ein Vermögen, 
welches Mangelware (z. B. Haushaltsgegenstände, Ge­
treide, Vieh oder irgendwelche anderen Gebrauchs­
güter) umfaßt, die nach den festgesetzten Preisen 
etwa einen Betrag von 20 000 M darstellen, um ein 
vielfaches wertvoller ist, als ein anderes, das den 
gleichen Betrag von 20 000 M in barem Gelde dar­
stellt. Dementsprechend stellt auch die Verfügungs­
befugnis des Kommunalverbandes, Getreide dem 
einzelnen Verbraucher (hier dem Bauern, der es als 
Saatgetreide verwenden will) zuzuteilen, einen (wirt­
schaftlichen) Vermögenswert dar, der nicht entfernt 
dadurch ausgeglichen wird, daß der Bauer das Ge­
treide nur gegen Zahlung des behördlich normierten 
Preises erhält. Darum liegt im Erschleichen einer 
Bezugsberechtigung für Gebrauchsgüter in diesem 
Falle wie in allen anderen ein Betrug im Sinne des 
§ 263 StGB. Es ist schlechthin kein Fall denkbar, 
bei dem eine Verurteilung nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 
VRStVO nicht zugleich den Tatbestand des Betruges 
erfüllen würde.

Die genannte Strafbestimmung des § 1 VRStVO ist 
daher nicht nur überflüssig, sondern sie ist nur 
aus dem unvollkommenen Rechtsdenken einer Zeit 
zu erklären, die, im reinen Gelddenken befangen, 
eine Vermögensschädigung in den dargelegten Fällen

zu Unrecht verneint. Sie ist daher als nazistischem 
Rechtsdenken entsprungen im heutigen Recht nicht 
anwendbar. Vielmehr unterliegt der bezeichnete Tat­
bestand ausschließlich der Bestimmung des § 263 StGB. 
Nur diese Beurteilung entspricht auch den Bedürf­
nissen der Rechtspflege. Denn es ist nicht einzusehen, 
weshalb ein Täter, der durch sein betrügerisches Ver­
halten die geordnete Planwirtschaft durchbricht und 
die Interessen der Allgemeinheit auf das schwerste 
gefährdet, milder beurteilt werden soll als andere 
Betrüger, und insbesondere im Falle der Wiederholung 
seines Vergehens nicht den Strafbestimmungen über 
den strafschärfenden Rückfall unterliegen soll. Die 
Tat des Angeklagten ist daher insofern nicht nach 
der VerbrauchsregelungsstrafVO, " sondern nach dem 
allgemeinen Strafrecht (§ 263 StGB) zu beurteilen. 
Hierin liegt auch nicht etwa ein Verstoß gegen § 358 
Abs. II StPO, der vielmehr nur der Verurteilung des 
Angeklagten zu einer härteren Strafe, nicht aber 
einer anderen rechtlichen Beurteilung seiner Tat ent­
gegensteht.

A n m e r k u n g :
Der Grundgedanke, auf dem die Entscheidung des 

OLG Gera beruht, ist der folgende: Ist das Gesetz A 
(§ l Abs. 1 Ziff. 2 VRStrVO) deshalb geschaffen 
worden, weil das Gesetz B ( § 2 6 3  StGB) nach der da­
maligen Rechtsanschauung nicht genügte, um ein unter 
das Gesetz A fallendes Verhalten zu bestrafen, so ist 
das Gesetz A heute nicht mehr anwendbar, wenn sich 
diese Rechtsanschauung inzwischen gewandelt hat. 
Diesem Grundgedanken kann aus mehreren Gründen 
nicht beigepflichtet werden:

1. Wenn man unterstellt, daß die Rechtsanschau­
ung darüber, was unter Vermögen und Vermögens­
schaden im Sinne des § 263 StGB zu verstehen sei, sich 
seit 1941 in dem von dem OLG Gera behaupteten 
Sinne gewandelt habe, so könnte das ivohl dazu führen, 
ein unter § 1 Abs. 1 Ziff. 2 der Verbraucher gelungs- 
strafVO fallendes Verhalten auch nach § 263 StGB zu 
bestrafen. Nicht wäre aber allein mit dieser Begrün­
dung die Nichtanwendung des § 1 Abs. 1 Z i f f .  2 zu 
rechtfertigen.

2. Das OLG Gera führt zur Begründung seiner An­
sicht, § 1 Abs. 1  Z i f f .  2 VRStrVO sei nicht mehr an­
wendbar, weiterhin an, es handle sich dabei um eine 
nazistischem Rechtsdenken entsprungene Vorschrift, 
die nicht nur — aus den zu Z i f f .  1 erwähnten Grün­
den — „überflüssig, sondern ... nur aus dem unvoll­
kommenen Rechtsdenken einer Zeit zu erklären sei, 
die, im reinen Gelddenken befangen, eine Vermögens­
schädigung in den dargelegten Fällen zu Unrecht ver­
neint“ habe. Auch dieser Begründung muß wider­
sprochen werden. Es kann bei der Beurteilung der 
Frage, ob eine Vorschrift nazistisch sei oder nicht, 
nicht entscheidend darauf ankommen, ob der Grund 
für ihre Einführung eine falsche oder richtige Auf­
fassung über den Begriff des Vermögensschadens war. 
Es ist bei der Beurteilung dieser Frage vielmehr dar­
auf zu sehen, ob die Vorschrift, so wie sie jetzt im 
Gesetz steht, nazistischen Charakter trägt oder nicht. 
Es kann aber mit Fug nicht behaupet werden, es ent­
springe nationalsozialischem Rechtsdenken, wenn be­
straft werden soll, wer durch unrichtige oder unvoll­
ständige Angaben eine Bezugsberechtigung erschleicht. 
Das ist ein Tatbestand, der charakteristisch ist für 
jedäs Wirtschaftssystem, in dem irgend eine Form der 
Bewirtschaftung herrscht, in dem also der Empfang 
von Waren von der Vorlage einer Bezugsberechtigung 
abhängig gemacht wird. Daher ist eine entsprechende 
Vorschrift auch in § 3 Abs. 1  Ziff. 3 der neuen Wirt­
schaf tsstrafVO übernommen worden.

3. Erkennt man die Berechtigung der vorerwähnten 
beiden Einwände gegen die Deduktion des OLG Gera 
an, so kommt man zu dem Ergebnis, daß weder diese 
Entscheidung, noch die in den Gründen erwähnte Ent­
scheidung vom 20. 9. 1947 begründeten Anlaß dazu 
geben, sich in Ausführlichkeit darüber zu verhalten, 
ob die früher von Rechtslehre und Rechtsprechung ent­
wickelten Begriffe des Vermögens und des Vermögens­
schadens heute noch als richtig anzuerkennen seien. 
Es soll in dieser Zeitschrift gewiß nicht dem Fest­
halten an alten überkommenen Begriffen das Wort 
geredet werden. Aber es muß davor gewarnt werden, 
die Rechtsprechung eines OLG dazu zu benutzen, um
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